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1980 -10- 09 ANFRAGE 

der Abgeordneten Dkfm. BAUER, Dip1.Vw. JOSSECK 

an den Herrn Btmdesm:i.nis ter für Finanzen 

betreffend Geschäftsbedingtmgen der Ver-sichertmgstmternehmen -

Handhabtmg des Aufsichtsrechtes 

Die Volksanwaltschaft hat in ihrem Dritten Bericht an den 
Nationalrat (Seiten 78 tmd 79, Punkt 1.11) auf ein Problem hin­

gewiesen, dem nach ~~intmg der Anfragesteller künftig erhöhte 
. Aufmerksarnkei t gewidmet werden sollte. Es handelt sich dabei tml 

die Geschäftsbedingtmgen der Versicherungsunternehmen bzw. um 

deren Prüftmg durch das Bundesministerium für Finanzen als Ver~ 

·sichertmgsaufsichtsbehörde. Wie ~ich anläßlich eines bei der 
Volksanwaltschaft anhängig gemachten Beschwerdefalles ergab, 
enthielten die Allgemeinen Bedingtmgen für die Unfallversichertmg 

(AlNB) eines tssterreichischen Versichertmgsunternelunens die 
BestimIlU.mg, daß der Versicherungsschutz m:i. t Ablauf jenes Ver­

sichertmgsjahres automatisch erlischt, in dem der Versicherte 

das 70. Lebensjahr vollendet. 

Im Zuge des gegenständlichen Verfahrens teilte der Bundesminister 
für Finanzen der Volksanwaltschaft mit, daß er prüfen lassen 

werde, ob eine derartige Bestimmung im Hinblick auf das neue 
Konstnnentenschutzgesetz weiter zulässig ist. Eine in diesem Zusammen­

hang vom Bundesminister für Justiz eingeholte Stelltmgnahme 

lautete dahin, daß hier eine Diskriminiertmg äl terer ~1enschen 

vorliege, die beseitigt werden sollte •. 

Auch die Volksarnvaltschaft vertritt die Auffasstmg, daß eine 
Bestimmung wie die in Rede stehende konsumentenfeindlich tmd 
als Vertragsinhalt einer Unfallversichertmg höchst bedenklich 

sei. Ob\vohl die in Beschwerde gezogene Bestirrnnung laut Mit­
teiltmg des Btmdesministeriun~ für Finanzen mittlerweile 
gestrichen und der Beschwerdegrund damit behoben wurde, ver­
dienen die nachs tehend im Wortlaut wiedergegeben~n überlegungen 

. . 
der Volksan\valtschaft auch in Hinkunft besondere Beachtung: 
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"Gnmdsätzlich ist dazu festzustellen, daß die Genehmigung von 

Allgemeinen Bedingtmgen durch die Versicherungsaufsichtsbehörde 

dieser eine gewisse Verpflichtlillg auferlegt. Auf Grund des 

Versicherungsaufsichts-Gesetzes kann die Aufsichtsbehörde 

nämlich nicht nur un.mi ttelbare r.laßnalunen gegen den Geschäfts­

betrieb eines Versichenmgslilltemehmens bis zur Untersagung des 

Betriebes setzen, sondern auch die Genehmigung zu Geschäfts­

bedingungen ven'leigern. Die Volksanwaltschaft ist der Auffasslillg, 

daß auch die Allgemeinen Bedingungen von Versichenmgen lillter 

anderem nicht un\'lesentlich dazu beitragen, dem Bürger zu seinem 

Recht zu verhelfen bzw. seinen Glauben an die Durchsetzbarkei t 

eines Rechtes zu bestimmen. Dies insbesondere dann, werm derartige 

Bedingungen von einer Ven'laltungsbehörde, einem Bundesministerium, 

genehmigt sind. Die Volksamval tschaft ver tri tt daher die Ansicht, 

daß der Handhabung des Aufsichtsrechtes besonderes Augenmerk zu 

schenken ist." 

In Übereins tinnnung mit diesen En'lägungen der Volksanwal tschaft 

. richten die unterzeichneten Abgeordneten an den Herrn Blilldesminister 

für Finanzen die 

Anfrage: 

1. Wurde die Streichung der in Besch\.;erde ge:ogenen Bestimmlillg 

von dem betreffenden VersicheTlillgslITlternehmen aus eigenem 

vorgenommen - oder erfolgte diese unmittelbar über VeranlasstUlg 

Ihres Ressorts als Aufsiehtsbehörde? 

2. Hat das Blilldesministerium für Finanzen in Wahrnehmung seiner 

Funktion als Versicherungsaufsichtsbehörde mi ttlenveile die 

generelle Streichung derartiger Bestimmungen aus den Geschäfts­

bedingtITlgen sämtlicher Versicherungsunternehmen veranIaßt? 

3. Werden Sie dafür Sorge tragen, daß der HandhabLUlg des Aufsichts­

rechtes über die Vers i chenm gs unternehmen künftig besonderes 

Augenmerk geschenkt wird? 

Wien, 1980-10-09 
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